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BUNDESARBEITSGERICHT 
 
 
2 AZR 567/13 
17 Sa 1708/12 
Landesarbeitsgericht 
Hamm 
 

 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
25. September 2014 

URTEIL 
 
Schmidt, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

 
 

In Sachen 

 

 

 Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin, 

 

 

 
pp. 

 

 

 Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter, 

 

 

 

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver-

handlung vom 5. Juni 2014 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeits-

gericht Kreft, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Rachor, den Richter am 

Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Koch sowie die ehrenamtlichen Richter Schierle 

und Dr. Niebler für Recht erkannt: 
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Hamm vom 16. Mai 2013 - 17 Sa 
1708/12 - aufgehoben. 

2. Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entschei-
dung, auch über die Kosten des Revisionsverfahrens, 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.  

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 

 

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer ordentlichen Kündi-

gung. 

Die Beklagte stellt Baumaschinen her. Sie beschäftigte etwa 

720 Mitarbeiter. Der im Jahr 1975 geborene Kläger war bei ihr seit Februar 

2004 als Materialbesteller im Fertigungslager und in der Endmontage beschäf-

tigt.  

Am 29. März 2012 schlossen die Beklagte und der in ihrem Betrieb ge-

wählte Betriebsrat einen Interessenausgleich. Danach war eine Personalredu-

zierung in der Größenordnung der zugleich erstellten Namensliste vorgesehen. 

Die Namen der zu kündigenden Arbeitnehmer - ua. der des Klägers - waren in 

einer Anlage aufgeführt.  

Mit Schreiben vom 2. April 2012 zeigte die Beklagte der Bundesagentur 

für Arbeit die beabsichtigte Entlassung von 156 Mitarbeitern an. Nach Anhörung 

des Betriebsrats kündigte sie das Arbeitsverhältnis der Parteien mit Schreiben 

vom 27. April 2012 zum 31. Juli 2012. Das Kündigungsschreiben war von dem 

Prokuristen und Personalleiter K mit dem Zusatz „ppa“, von dem Perso-

nalsachbearbeiter G mit dem Zusatz „i.V.“ unterzeichnet. Laut Handels- 

register war Herr K Gesamtprokurist der Beklagten und zusammen mit ei- 

nem Geschäftsführer oder einem anderen Prokuristen vertretungsberechtigt. 
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Mit Schreiben seines Prozessbevollmächtigten vom 2. Mai 2012 wies 

der Kläger die Kündigung „mangels Nachweises der Vertretungsberechtigung 

des Unterzeichners“ zurück. Das Schreiben ging noch am selben Tag per Tele-

fax bei der Beklagten ein.  

Der Kläger hat gegen die Kündigung rechtzeitig die vorliegende Klage 

erhoben. Er hat behauptet, die Stellung von Herrn K als Personalleiter sei  

ihm nicht bekannt gewesen. Zwar sei er „eine Art Chef“. Welche Aufgaben er im 

Unternehmen erfülle, sei ihm jedoch nicht bekannt gewesen. Dem Interessen-

ausgleich vom März 2012 liege auf Seiten des Betriebsrats kein wirksamer Be-

schluss zugrunde. Im Übrigen seien Interessenausgleich und Namensliste nicht 

fest miteinander verbunden gewesen. Sein Arbeitsplatz sei nicht entfallen. Zu-

mindest habe die Beklagte ihn anderweitig beschäftigen können. Außerdem 

habe sie vor Abschluss des Interessenausgleichs noch keine unternehmerische 

Entscheidung getroffen, die einen Rückgang des Beschäftigungsbedarfs zur 

Folge habe. Nach seiner Entlassung seien in seiner Abteilung überdies mindes-

tens zehn Leiharbeitnehmer eingesetzt worden. Die Sozialauswahl sei grob feh-

lerhaft. Die Kündigung habe im Übrigen noch vor Ablauf der Wochenfrist des 

§ 102 Abs. 2 BetrVG den Machtbereich der Beklagten verlassen. Die Massen-

entlassungsanzeige sei nicht ordnungsgemäß erfolgt.  

Der Kläger hat beantragt 

         1. festzustellen, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien 
durch die Kündigung der Beklagten vom 27. April 
2012 nicht aufgelöst worden ist; 

 2. die Beklagte zu verurteilen, ihn bis zum rechtskräfti-
gen Abschluss des Kündigungsschutzverfahrens als 
Materialbesteller weiter zu beschäftigen. 

 

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat gemeint, die 

Zurückweisung der Kündigung durch den Kläger gehe ins Leere. Herr K 

als einer der beiden Unterzeichner sei ihr Personalleiter. Sie habe ihn in eine 

Stelle berufen, die üblicherweise mit dem Kündigungsrecht verbunden sei. Den 

Kläger habe sie davon in Kenntnis gesetzt. Interessenausgleich und Namenslis-

te bildeten eine formgültige Gesamturkunde. Der Kläger habe deren Vermu-
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tungswirkung nicht widerlegt. Im Arbeitsbereich des Klägers habe sie keine 

Leiharbeitnehmer beschäftigt. Die Massenentlassungsanzeige sei inhaltlich kor-

rekt und der Bundesagentur nicht nur per Telefax, sondern auch im Origi-

nal - per Boten - zugeleitet worden.  

 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen, das Landesarbeitsgericht 

hat ihr stattgegeben. Es hat angenommen, der Kläger habe die Kündigung nach 

§ 174 Satz 1 BGB mit rechtlichem Erfolg zurückgewiesen. Mit der Revision er-

strebt die Beklagte die Wiederherstellung der erstinstanzlichen Entscheidung. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Revision ist begründet. Mit der gegebenen Begründung durfte das 

Landesarbeitsgericht die Kündigung vom 27. April 2012 nicht als unwirksam 

ansehen. Ob sie wirksam ist, steht noch nicht fest.  

I. Die Kündigung vom 27. April 2012 ist auf der Grundlage der bisherigen 

Feststellungen nicht deshalb unwirksam, weil der Kläger sie nach § 174 Satz 1 

BGB berechtigterweise hätte zurückweisen können. 

1. Nach § 174 Satz 1 BGB ist ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Be-

vollmächtigter einem anderen gegenüber vornimmt, unwirksam, wenn der Be-

vollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und der andere das Rechts-

geschäft aus diesem Grund unverzüglich zurückweist. Folge der Zurückweisung 

iSd. § 174 Satz 1 BGB ist - unabhängig vom Bestehen einer Vollmacht - die 

Unwirksamkeit des Rechtsgeschäfts; eine Heilung oder Genehmigung nach 

§ 177 BGB scheidet aus (BAG 19. April 2007 - 2 AZR 180/06 - Rn. 37; 

20. September 2006 - 6 AZR 82/06 - Rn. 33, BAGE 119, 311). Die äußeren Vo-

raussetzungen einer Zurückweisung liegen vor. 

a) Dem Kündigungsschreiben war keine Originalvollmacht beigefügt. 
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b) Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend angenommen, der Kläger habe 

die Kündigung aus diesem Grund, und zwar mit Blick auf beide Unterzeichner, 

nach § 174 Satz 1 BGB zurückgewiesen. 

aa) Zwar heißt es in dem Schreiben vom 2. Mai 2012 nur, die Kündigung 

werde mangels Nachweises der Vertretungsberechtigung „des Unterzeich-

ners“ - nicht „der Unterzeichner“ - zurückgewiesen. Dem weiteren Inhalt des 

Schreibens hat das Landesarbeitsgericht aber in nicht zu beanstandender Wei-

se entnommen, der Kläger habe die Vertretung der Beklagten bei Kündigungs-

ausspruch ersichtlich unter allen Gesichtspunkten rügen wollen. Es gebe keinen 

Anhaltspunkt für die Annahme, dass die Rüge sich auf einen der Unterzeichner 

habe beschränken sollen. Dies erscheint naheliegend, zumal anderenfalls offen 

geblieben wäre, mit Blick auf welchen der beiden Unterzeichner die Rüge hätte 

erhoben sein sollen. 

bb) Ohne Erfolg rügt die Beklagte erstmalig in der Revisionsinstanz, das 

Schreiben des Klägers vom 2. Mai 2012 sei nicht mit einer vollen Unterschrift, 

sondern allenfalls mit einer Paraphe versehen gewesen. Die Zurückweisung 

nach § 174 Satz 1 BGB bedarf keiner bestimmten Form. Das Fehlen einer voll-

ständigen Unterschrift könnte daher nur dann von Bedeutung sein, wenn es 

darauf schließen ließe, eine zurechenbare Willenserklärung, die Kündigung 

nach § 174 Satz 1 BGB zurückzuweisen, sei (noch) gar nicht beabsichtigt ge-

wesen. Das Landesarbeitsgericht hat - für den Senat bindend - ein anderes 

Verständnis des Schreibens zugrunde gelegt. Die hiergegen gerichtete Rüge 

der Beklagten ist unzulässig. Der Schriftzug am Ende des der Beklagten zuge-

gangenen Schreibens ist nicht aktenkundig. Die Beklagte beruft sich insoweit 

auf neuen Tatsachenvortrag. 

c) Die Zurückweisung ist unverzüglich iSv. § 174 Satz 1 BGB erfolgt. Die 

Kündigung ist dem Kläger am Freitag, dem 27. April 2012, seine Zurückweisung 

ist der Beklagten am 2. Mai 2012 zugegangen. Dazwischen lagen nicht mehr 

als fünf Tage, einschließlich eines Wochenendes und des Feiertags am 1. Mai. 
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2. Das Zurückweisungsrecht ist nach § 174 Satz 2 BGB ausgeschlossen, 

wenn der Vollmachtgeber demjenigen, gegenüber dem das einseitige Rechts-

geschäft vorgenommen werden soll, die Bevollmächtigung (vorher) mitgeteilt 

hatte.  

a) § 174 BGB dient dazu, bei einseitigen Rechtsgeschäften klare Verhält-

nisse zu schaffen. Der Erklärungsempfänger ist zur Zurückweisung der Kündi-

gung berechtigt, wenn er keine Gewissheit darüber hat, dass der Erklärende 

tatsächlich bevollmächtigt ist und sich der Arbeitgeber dessen Erklärung des-

halb zurechnen lassen muss (BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 - Rn. 23, 

BAGE 137, 347; 29. Oktober 1992 - 2 AZR 460/92 - zu II 2 a der Gründe). Der 

Empfänger einer einseitigen Willenserklärung soll nicht nachforschen müssen, 

welche Stellung der Erklärende hat und ob damit das Recht zur Kündigung ver-

bunden ist oder üblicherweise verbunden zu sein pflegt. Er soll vor der Unge-

wissheit geschützt werden, ob eine bestimmte Person bevollmächtigt ist, das 

Rechtsgeschäft vorzunehmen (BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 - aaO; 

20. September 2006 - 6 AZR 82/06 - Rn. 46, 52, BAGE 119, 311). Gewissheit 

können eine Vollmachtsurkunde oder ein In-Kenntnis-Setzen schaffen. Das In-

Kenntnis-Setzen nach § 174 Satz 2 BGB muss ein gleichwertiger Ersatz für die 

Vorlage einer Vollmachtsurkunde sein (BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 -  

aaO; vgl. auch BAG 20. August 1997 - 2 AZR 518/96 - zu II 3 b bb der Gründe). 

b) Ein In-Kenntnis-Setzen in diesem Sinne liegt auch dann vor, wenn der 

Arbeitgeber bestimmte Mitarbeiter - zB durch die Bestellung zum Prokuristen, 

Generalbevollmächtigten oder Leiter der Personalabteilung - in eine Stelle beru-

fen hat, mit der üblicherweise ein Kündigungsrecht verbunden ist (st. Rspr. seit 

30. Mai 1972 BAG - 2 AZR 298/71 - BAGE 24, 273; vgl. zuletzt BAG 14. April 

2011 - 6 AZR 727/09 - Rn. 25, BAGE 137, 347). Dabei reicht die interne Über-

tragung einer solchen Funktion nicht aus. Erforderlich ist, dass sie auch nach 

außen im Betrieb ersichtlich ist oder eine sonstige Bekanntmachung erfolgt 

(BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 - aaO; 20. August 1997 - 2 AZR 

518/96 - zu II 3 b bb der Gründe). Der Erklärungsempfänger muss davon in 

Kenntnis gesetzt werden, dass der Erklärende die Stellung tatsächlich innehat 
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(BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 - aaO; 29. Oktober 1992 - 2 AZR 460/92 -  

zu II 2 a der Gründe; BGH 20. Oktober 2008 - II ZR 107/07 - Rn. 11, 14).  

c) Kündigt ein Prokurist, kann die Zurückweisung der Kündigung nach 

§ 174 BGB selbst dann ausgeschlossen sein, wenn der Erklärungsempfänger 

keine Kenntnis von der Erteilung der Prokura bzw. der Prokuristenstellung hat 

(BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 - Rn. 27, BAGE 137, 347). Ist die Prokura 

bereits länger als fünfzehn Tage im Handelsregister eingetragen, wird die nach 

§ 174 Satz 2 BGB erforderliche Kenntnis des Erklärungsempfängers von der 

Bevollmächtigung im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des Rechtsver-

kehrs durch § 15 Abs. 2 HGB fingiert. Aufgrund der Regelung in § 15 Abs. 2 

Satz 1 HGB muss sich der Erklärungsempfänger so behandeln lassen, als ob er 

die länger als fünfzehn Tage eingetragene Tatsache kennt (BAG 14. April 2011  

- 6 AZR 727/09 - aaO; 11. Juli 1991 - 2 AZR 107/91 -). Eine direkte Kundgabe 

der Bevollmächtigung und der Person des Bevollmächtigten durch den Voll-

machtgeber ist in diesen Fällen aufgrund der Publizität des Handelsregisters 

entbehrlich (BAG 14. April 2011 - 6 AZR 727/09 - Rn. 28, aaO). 

3. Danach war eine Zurückweisung der Kündigung durch den Kläger nicht 

deshalb gemäß § 174 Satz 2 BGB ausgeschlossen, weil der Unterzeichner  

K zum Prokuristen der Beklagten bestellt war. Laut Handelsregister hatte  

er lediglich Gesamtprokura zusammen mit einem Geschäftsführer oder einem 

anderen Prokuristen. Der weitere Unterzeichner des Kündigungsschreibens 

hatte als Sachbearbeiter keine entsprechende Stellung inne. 

4. Nach den bisherigen Feststellungen kann dagegen die Zurückweisung 

der Kündigung deshalb ausgeschlossen gewesen sein, weil Herr K auch in 

die Stellung des Personalleiters berufen und der Kläger hierüber in Kenntnis 

gesetzt worden war. 

a) Eine Zurückweisung der Kündigung nach § 174 Satz 2 BGB scheidet, 

auch dann aus, wenn der kündigende Personalleiter zugleich (Gesamt-)Proku-

rist ist und die im Handelsregister publizierte Prokura sein - alleiniges - Handeln 

nicht deckt. Es genügt, dass der Kündigungsempfänger aufgrund der - ihm be-
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kannten - Stellung des Kündigenden als Personalleiter von einer ordnungsge-

mäßen Bevollmächtigung zum alleinigen Ausspruch von Kündigungen ausge-

hen muss. Ob der Personalleiter zugleich eine ausreichende Vertretungsmacht 

als (Gesamt-)Prokurist besitzt, ist grundsätzlich ohne Belang. 

b)  Etwas anderes gilt im Streitfall nicht deshalb, weil - wie das Landesar-

beitsgericht angenommen hat - für den Kläger nicht ersichtlich gewesen wäre, 

dass Herr K in seiner Funktion als Personalleiter nicht an die Einschrän- 

kungen der Prokura gebunden war, oder weil der Kläger hätte annehmen müs-

sen, Herr K handle allein in seiner Funktion als Prokurist. 

aa) Ist der Arbeitnehmer über die Person des Personalleiters hinreichend in 

Kenntnis gesetzt, muss er allein aus dessen Stellung folgern, dieser habe im 

Verhältnis zur Belegschaft alleinige Vertretungsmacht zum Ausspruch von Kün-

digungen (vgl. BAG 29. Oktober 1992 - 2 AZR 460/92 - zu II 2 der Gründe). Die 

entsprechende Befugnis eines Personalleiters wird dadurch, dass er zugleich 

zum Gesamtprokuristen bestellt ist, nicht begrenzt. Für die unbeschränkte Ver-

tretungsmacht eines Personalleiters zur Erklärung von Kündigungen spielt es 

keine Rolle, ob er in seiner Funktion als Gesamtprokurist - ansonsten - nur zur 

gemeinsamen Vertretung mit einem anderen Prokuristen oder einem gesetzli-

chen Vertreter des Arbeitgebers befugt ist. Der Kläger hatte damit objektiv kei-

nen Anlass, an der uneingeschränkten Befugnis von Herrn K zum Aus- 

spruch von Kündigungen zu zweifeln. 

bb) Aus dem Umstand, dass Herr K das Kündigungsschreiben mit  

dem Zusatz „ppa“ unterzeichnete, folgt nichts anderes.  

(1) Nach § 51 HGB hat ein Prokurist in der Weise zu zeichnen, dass er der 

Firma seinen Namen mit einem die Prokura andeutenden Zusatz beifügt. Der 

Zusatz soll klarstellen, dass der Erklärende als Prokurist für den Inhaber han-

delt (BAG 11. Juli 1991 - 2 AZR 107/91 - zu B II 1 b und 2 b dd der Gründe; 

MünchKommHGB/Krebs 3. Aufl. § 51 Rn. 1; Oetker/Schubert HGB 3. Aufl. § 51 

Rn. 1; Staub/Joost HGB 5. Aufl. § 51 Rn. 1). Für die Gesamtprokura gelten in-

soweit keine Besonderheiten (Staub/Joost aaO Rn. 8). Der Gesamtprokurist 

25  

26  

27  

28  



 - 9 - 2 AZR 567/13 
 

  - 10 -   
 

zeichnet selbst dann mit dem gewöhnlichen Prokurazusatz, wenn er allein mit 

interner Zustimmung des anderen Gesamtprokuristen handelt (Staub/Joost 

aaO). So kann ein Gesamtprokurist ein Aktivgeschäft für den Inhaber allein vor-

nehmen, wenn der andere Gesamtprokurist ihn zum Handeln für sie beide hin-

sichtlich bestimmter Geschäfte ermächtigt hat (MünchKommHGB/Krebs aaO 

§ 48 Rn. 98; Oetker/Schubert aaO § 48 Rn. 69; Staub/Joost aaO § 48 Rn. 115;  

allgemein für Gesamtvertreter BGH 25. November 1985 - II ZR 115/85 -; 

12. Dezember 1960 - II ZR 255/59 - zu II der Gründe, BGHZ 34, 27). Das Glei-

che gilt, wenn ein einseitiges Handeln nachträglich durch den anderen Gesamt-

prokuristen genehmigt wird (vgl. nur MünchKommHGB/Krebs aaO § 48 Rn. 97 

mwN; allgemein zur Gesamtvertretung RG 18. Februar 1921 - III 354/20 -  

RGZ 101, 342). Herr K kann deshalb auch bei einem Handeln als Ge-

samtprokurist eine alleinige Vertretungsbefugnis zum Ausspruch von Kündi-

gungen aufgrund interner Bevollmächtigung in Anspruch genommen haben. 

(2) Wirksame Stellvertretung setzt überdies nicht voraus, dass der Vertre-

ter klarstellt, aufgrund welcher ihm rechtsgeschäftlich verliehenen Bevollmäch-

tigung er für den Vertretenen auftritt. Nach § 164 Abs. 1 und Abs. 2 BGB muss 

er lediglich im Namen des Vertretenen und im Rahmen der ihm zustehenden 

Vertretungsmacht handeln. Es bedarf keines Hinweises auf die maßgebliche 

Bevollmächtigung. § 174 BGB eröffnet die Möglichkeit der Zurückweisung nur 

dann, wenn weder eine Vollmachtsurkunde vorgelegt wird noch der Erklärungs-

empfänger zuvor von der Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt worden ist. 

II. Ob die Zurückweisung der Kündigung vom 27. April 2012 wegen der 

Stellung von Herrn K als Personalleiter nach § 174 Satz 2 BGB ausge-

schlossen war, steht noch nicht fest. Das Landesarbeitsgericht hat bislang  

- nach seiner Rechtsauffassung konsequent - keine Feststellungen dazu getrof-

fen, ob der Kläger davon in Kenntnis gesetzt worden war, dass Herr K die  

Stellung des Personalleiters innehatte. Sollte das der Fall gewesen sein, wäre 

die Kündigung nicht nach § 174 Satz 1 BGB unwirksam. 

III. Der Senat kann nicht aus anderen Gründen abschließend entscheiden. 
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1. Das Landesarbeitsgericht hat bisher weder geprüft, ob die Kündigung 

nach § 1 Abs. 2 KSchG sozial gerechtfertigt ist, noch, ob die Wochenfrist zur 

Stellungnahme des Betriebsrats nach § 102 Abs. 2 Satz 1 BetrVG gewahrt und 

vor Ausspruch der Kündigung eine ordnungsgemäße Massenentlassungsan-

zeige bei der Agentur für Arbeit erstattet worden ist. Dies wird es ggf. nachzu-

holen haben. Eine Unwirksamkeit der Kündigung aus einem dieser Gründe folgt 

nicht schon aus dem bislang festgestellten Sachverhalt oder dem eigenen Vor-

bringen der Beklagten. 

2. Eine mögliche Unwirksamkeit der Kündigung nach § 180 Satz 1 BGB 

hat der Kläger im Rechtsstreit nicht geltend gemacht. 

 Kreft  Koch  Rachor  

  K. Schierle  Niebler   
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